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Ab 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und sie wird preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese neue Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 €

pro Jahr.

Die neue CD-ROM, Stand 1. Januar 2008, ist Anfang Februar erhältlich.

Das neue Bestellformular mit den neuen Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: http://sgv.im.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: http://sgv.im.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2022

Sechste Änderung 
der Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungs-

kasse für Gemeinden und Gemeindeverbände
Vom 10. Dezember 2007

Aufgrund des § 13 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunalen Versorgungskassen und Zusatz-
versorgungskassen im Lande Nordrhein-West falen – 
VKZVKG – hat der Kassenausschuss mit schriftlicher 
Abstimmung vom 10. Dezember 2007 wie folgt beschlos-
sen:

Die Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungskasse 
für Gemeinden und Gemeindeverbände vom 29. Oktober 
2002 (GV. NRW. S. 540 ), zuletzt geändert durch die 
Fünfte Satzungsänderung vom 7. November 2006 (GV. 
NRW. S. 556), wird wie folgt geändert:

I.

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)   Nach der Angabe zu § 22 wird folgende neue An-
gabe eingefügt: 

   „§ 22 a Sondervorschriften für Mitglieder eines 
Parlaments“.

 b)   Die Angaben zum Sechsten Teil erhalten folgen-
de Fassung: 

  „Sechster Teil 
  Schlussvorschriften

  § 78 Übergangsregelungen

  § 79 Inkrafttreten“.

 2.   In § 14 Abs. 4 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 an-
gefügt: 

  „Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, 
wenn das Mitglied mit der Erfüllung von Zahlungs-
verpfl ichtungen nach § 61 oder § 12 Abs. 1 Satz 2 
mit mehr als drei Monaten in Verzug ist.“

 3.  § 18 wird wie folgt geändert:

 a)   Absatz 1 Satz 1 wird durch folgende Sätze er-
setzt: 

   „1Der Versicherungspfl icht unterliegen – vorbe-
haltlich des § 19 – vom Beginn des Beschäf-
tigungsverhältnisses an Beschäftigte, wenn sie

  a)  das 17. Lebensjahr vollendet haben und

  b)  die Wartezeit (§ 32) erfüllen können.
   2Die Wartezeit muss bis zum Ablauf des  Monats, 

in dem die/der Beschäftigte das gesetzlich festge-
legte Alter zum Erreichen einer abschlagsfreien 
Regelaltersrente vollendet,  erfüllt werden kön-
nen; frühere Versicherungszeiten, die auf die 
Wartezeit angerechnet werden, sind zu berück-
sichtigen.“

 b)   In Absatz 1 werden die bisherigen Sätze 2 und 3 
zu Sätzen 3 und 4.

 c)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

   „(4)1Der Anspruch der/des Beschäftigten nach § 1 
Abs. 2 Nr. 4, zweiter Halbsatz in Verbindung mit 
§ 1 a Abs. 4 BetrAVG auf Fortführung der Versi-
cherung mit eigenen Beiträgen in entgeltlosen 
Zeiten während eines bestehenden Beschäfti-
gungsverhältnisses ist für die Pfl ichtversicherung 
ausgeschlossen. 2Es kann jedoch auch in diesen 
entgeltlosen Zeiten eine freiwillige Versicherung 
abgeschlossen werden.“

 4.  § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 a)   In Buchstabe e wird die Zahl „236“ durch die 
Zahl „235“ ersetzt.

 b)  Buchstabe f erhält folgende Fassung: 

   „eine Übergangszahlung nach § 46 Nr. 4 TVöD 
BT-V (VKA) beziehungsweise eine Übergangsver-
sorgung nach den tarifvertraglichen Vorgänger-
regelungen erhalten,“.

 5.   In § 21 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „67“ durch die 
Zahl „69“ ersetzt.

 6.  § 22 erhält folgende Fassung:

 „§ 22 
 Ausbildungsverhältnisse

  Auszubildende im Sinne der Satzung sind Auszubil-
dende und Schülerinnen/Schüler, die unter den Ta-
rifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Diens-
tes (TVAöD) vom 13. September 2005 in der jeweils 
geltenden Fassung fallen oder die unter diesen Ta-
rifvertrag fi elen, wenn das Mitglied diesen Tarifver-
trag anwenden würde.“

 7.  Nach § 22 wird folgender § 22 a eingefügt:

 „§ 22 a 
 Sondervorschriften für Mitglieder eines Parlaments

  (1) 1Für Pfl ichtversicherte, die nach § 23 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz) in 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder in einer be-
rufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI nachversichert worden sind, 
können für die Kalendermonate ihrer Mitgliedschaft 
im Deutschen Bundestag, für die bei bestehender 
Pfl ichtversicherung Beiträge, Umlagen und Sanie-
rungsgelder nicht entrichtet worden sind, Beiträge, 
Umlagen und Sanierungsgelder nachentrichtet wer-
den. 2Für die Ermittlung der Versorgungspunkte sind 
jeweils die für die nachversicherten Kalenderjahre 
maßgebenden Altersfaktoren zugrunde zu legen.

  (2) 1Die nachzuentrichtenden Beträge können nur 
für alle in Absatz 1 genannten Monate in einer Sum-
me eingezahlt werden. 2Die Nachentrichtung ist aus-
geschlossen, wenn der Versicherungsfall eingetreten 
ist. Bemessungsgrundlage für die nachzuentrichten-
den Beträge ist der monatliche Durchschnitt des Ent-
gelts, das im Kalenderjahr vor dem Beginn der Mit-
gliedschaft im Deutschen Bundestag nach § 62 Abs. 2 
zusatzversorgungspfl ichtig gewesen wäre, dynami-
siert entsprechend der allgemeinen Einkommenser-
höhung im öffentlichen Dienst. 3Die nachzuentrich-
tenden Beträge sind für jedes Kalenderjahr, das auf 
das Kalenderjahr folgt, für das die Beträge zu ent-
richten sind, mit jährlich 3,25 v.H. zu verzinsen.

  (3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten für ehemalige Mit-
glieder des Europäischen Parlaments sowie für ehe-
malige Mitglieder des Parlaments eines Landes, de-
ren Rechte und Pfl ichten aus dem Arbeitsverhältnis 
in vollem Umfang geruht haben, entsprechend, wenn 
das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglie-
der dieses Parlaments eine Nachversicherung im 
Sinne des § 23 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes vor-
sieht. 2Mitglieder des Parlaments eines Landes, de-
ren Rechte und Pfl ichten aus dem Arbeitsverhältnis 
nicht in vollem Umfang ruhen, sind bei Anwendung 
der Satzung so zu behandeln, als ob ihre Rechte und 
Pfl ichten aus dem Arbeitsverhältnis in vollem Um-
fang ruhten.“

 8.  § 23 wird wie folgt geändert:

 a) Des bisherige Satz 1 wird Absatz 1.

 b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

   „(2) 1Die Kasse ist berechtigt, für die freiwillige 
Versicherung folgende Daten aus der Pfl icht ver-
sicherung zu erheben: Namen, Vornamen, Adres-
se, Geburtsdatum, Geschlecht, Höhe des zu-
satzversorgungspfl ichtigen Entgelts, Versiche-
rungsnummer der Pfl ichtversicherung, Berufs-
kennziffer sowie Name, Mitgliedsnummer und 
Adresse des Mitglieds. 2Die Kasse kann diese 
 Daten zur Information der/des Versicherten über 
die Leistungen der freiwilligen Versicherung so-
wie für die Erstellung unverbindlicher indivi-
dueller Angebote zur freiwilligen Versicherung 
verarbeiten und nutzen. 3Widerspricht die/der 
Versicherte schriftlich gegenüber der Kasse inso-
weit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung, 
dürfen diese personenbezogenen Daten nicht 
 weiter für die freiwillige Versicherung erhoben, 
verarbeitet und genutzt werden.“
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 9.   In § 35 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Bundeserzie-
hungsgeldgesetz“ durch die Wörter „Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes“ ersetzt.

10.  § 36 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 eingefügt: 

  „5Als Kinder im Sinne des Satzes 4 gelten nur die 
Kinder, die nach § 32 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 EStG berücksichtigungsfähig sind.“

 b)  Der bisherige Satz 5 wird zu Satz 6.

11.  § 38 wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 3 Satz 4 wird Absatz 4.

 b)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

12.  § 39 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

  „(6) Für Hinterbliebene gelten die Vorschriften der 
gesetzlichen Rentenversicherung über das Zusam-
mentreffen von Rente und Einkommen entsprechend 
mit folgenden Maßgaben:

 a)   Eventuelle Freibeträge sowie das Einkommen, 
das auf die Rente aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung angerechnet wird, bleiben unberück-
sichtigt.

 b)   Der/dem Hinterbliebenen werden mindestens 
35 v. H. der ihr/ihm nach § 36 zustehenden 
 Betriebsrente gezahlt.“

13.   In § 42 Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „67“ durch die 
Zahl „69“ ersetzt.

14.  § 62 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

   „Bestandteile des Arbeitsentgelts, die auf einer 
Verweisung auf beamtenrechtliche Vorschriften 
beruhen, soweit die beamtenrechtlichen Bezüge 
nicht ruhegehaltfähig sind, sowie Bestandteile 
des Arbeitsentgelts, die durch Tarifvertrag auf 
Bundes-, Landes- oder landesbezirklicher Ebene 
ausdrücklich als nicht zusatzversorgungspfl ichtig 
bezeichnet sind sowie über- und außertarifl iche 
Bestandteile des Arbeitsentgelts, soweit sie durch 
Betriebsvereinbarung, Dienstvereinbarung oder 
Arbeitsvertrag ausdrücklich als nicht zusatzver-
sorgungspfl ichtig bezeichnet sind,“.

 b)   In Satz 2 Buchstabe f wird das Wort „Jubiläums-
zuwendung“ durch das Wort „Jubiläumsgelder“ 
ersetzt.

 c)   In Satz 3 wird jeweils das Wort „Zuwendung“ 
durch das Wort „Jahressonderzahlung“ ersetzt.

 d)  Die Sätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

   „4Als zusatzversorgungspfl ichtiges Entgelt gilt 
für Kalendermonate, in denen Beschäftigte für 
mindestens einen Tag Anspruch auf Kranken-
geldzuschuss haben – auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversiche-
rungsträgers nicht gezahlt wird –, das fi ktive Ent-
gelt nach § 21 TVöD bzw. entsprechenden tarif-
vertraglichen Regelungen , das für die Tage, für 
die tatsächlich Anspruch auf Entgelt, Entgelt-
fortzahlung oder Krankengeldzuschuss bestand, 
im Falle eines entsprechenden Entgeltfortzah-
lungsanspruchs gezahlt worden wäre. 5In diesen 
Kalendermonaten geleistete einmalige Zahlungen 
sind neben dem fi ktiven Entgelt nach § 21 TVöD 
bzw. entsprechenden tarifvertraglichen Regelun-
gen nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 zusatzver-
sorgungspfl ichtiges Entgelt.“

15.  § 67 Abs. 3 und 4 werden gestrichen.

16.  § 69 wird wie folgt geändert:

 a)   Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 an-
gefügt: 

   „2Ab dem 1. Januar 2002 gilt – abgesehen von den 
in dieser Vorschrift ausdrücklich genannten Fäl-
len – das bis zum 31. Dezember 2001 geltende 
Zusatzversorgungsrecht nicht mehr.“

 b)   Absatz 3 Buchstabe a Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

   „1Neuberechnungen werden nur unter den Vor-
aussetzungen des § 38 durchgeführt; zusätzliche 
Versorgungspunkte nach Satz 2 sind dabei zu be-
rücksichtigen.“

 c)   In Absatz 4 werden vor dem Wort „fort“ die An-
gaben „für das Jahr 2001“ eingefügt.

 d)   Nach Absatz 4 Satz 1 wird folgender Satz 2 an-
gefügt: 

   „2Neuberechnungen werden nur unter den Vor-
aussetzungen des § 38 durchgeführt; zusätzliche 
Versorgungspunkte nach Absatz 3 Buchstabe a 
Satz 2 sind dabei zu berücksichtigen.“

17.  § 76 erhält folgende Fassung:

 „§ 76
  1Für Beschäftigte, für die für Dezember 2001 schon 

und für Januar 2002 noch eine zusätzliche Umlage 
nach § 62 Abs. 4 der Satzung in der am 31.12.2001 
maßgebenden Fassung gezahlt wurde, ist in diesem 
Arbeitsverhältnis zusätzlich eine Umlage/Pfl ichtbei-
trag in Höhe von neun v.H. des übersteigenden Be-
trags vom Mitglied zu zahlen, soweit das monatliche 
zusatzversorgungspfl ichtige Entgelt den Grenzbe-
trag nach Satz 3 übersteigt. 2Die sich aus dem über-
steigenden zusatzversorgungspfl ichtigen Entgelt er-
gebenden Versorgungspunkte sind zu verdreifachen. 
3Grenzbetrag ist das 1,133-fache des Betrags der 
Entgeltgruppe 15 Stufe 6 TVöD/ VKA Tarifgebiet 
West bzw. Tarifgebiet Ost – jährlich einmal ein-
schließlich der Jahressonderzahlung, wenn die/der 
Beschäftigte eine zusatzversorgungspfl ichtige Jah-
ressonderzahlung erhält.“

18.  § 78 erhält folgende Fassung:

 „§ 78 
 Übergangsregelungen

  Ist die/der Versicherte oder die/der Betriebsrenten-
berechtigte vor dem 1. Juli 2007 verstorben, fi ndet 
§ 36 Abs. 1 Satz 5 keine Anwendung; dies gilt nicht 
für Neuzusagen, die nach dem 31. Dezember 2006 
erteilt wurden.“

19.  Der bisherige § 78 wird § 79.

20.   Im Anhang zur Satzung (Allgemeine Versicherungs-
bedingungen für die freiwillige Versicherung) wer-
den in den Kopfzeilen die Angaben „Stand: 
01.01.2005“ jeweils durch die Angaben „Stand: 
01.01.2007“ ersetzt.

21.   Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) 
für die freiwillige Versicherung über die RZVK-Zu-
satzrente werden wie folgt geändert:

 21.1   Unter C. 2. wird der Satz „Ein Anspruch auf 
Waisenrente besteht dann, wenn die Waisen ei-
nen entsprechenden Rentenanspruch aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung haben oder 
hätten, wenn der/die Verstorbene dort versi-
chert gewesen wäre.“ durch folgenden Satz er-
setzt:

    „Ein Anspruch auf Waisenrente besteht, wenn 
und solange die Waisen einen entsprechenden 
Rentenanspruch aus der gesetzlichen Renten-
versicherung haben oder hätten, wenn der/die 
Verstorbene dort versichert gewesen wäre, bei 
Neuzusagen ab dem 01.01.2007 längstens je-
doch bis zum Erreichen der Altersgrenze (§ 32 
Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 EStG) für die Gewäh-
rung von Kindergeld bzw. kindbedingten Steu-
erfreibeträgen.“

 21.2   Unter D. 8. wird in dem Halbsatz hinter dem 
zweiten Spiegelstrich „für den letztmals eine 
Rente nach § 43 bzw. § 240 SGB VI gezahlt 
worden ist oder bei unterstellter Versicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt 
worden wäre;“ das Semikolon durch ein Kom-
ma ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 
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    „bei Waisenrenten spätestens mit Erreichen 
der in § 32 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 EStG ge-
nannten Altersbegrenzung, wenn es sich um 
eine ab dem 01.01.2007 erteilte Neuzusage 
handelt;“.

22.   Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) 
für die freiwillige Versicherung über die RZVK-Zu-
satzrente (Entgeltumwandlung) werden wie folgt ge-
ändert:

 22.1   Unter C. 2. wird in dem Satz „Ein Anspruch 
auf Waisenrente besteht, wenn und solange die 
Waisen einen entsprechenden Rentenanspruch 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung ha-
ben.“ der Punkt durch ein Komma ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt: 

    „bei Neuzusagen ab dem 01.01.2007 längstens 
jedoch bis zum Erreichen der Altersgrenze 
(§ 32 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 EStG) für die 
Gewährung von Kindergeld bzw. kindbeding-
ten Steuerfreibeträgen.“

 22.2   Unter D. 8. wird dem Halbsatz nach dem zwei-
ten Spiegelstrich „für den letztmals eine Er-
werbsminderungsrente, Witwen-/Witwerrente 
oder Waisenrente nach den Regelungen der ge-
setzlichen Rentenversicherung gezahlt worden 
ist oder bei unterstellter Versicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt wor-
den wäre,“ folgender Halbsatz angefügt: 

    „bei Waisenrenten spätestens mit Erreichen 
der in § 32 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 EStG ge-
nannten Altersbegrenzung, wenn es sich um 
eine ab dem 01.01.2007 erteilte Neuzusage 
handelt,“.

II.
Inkrafttreten

1Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung zum 1. 
Januar 2007 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten in 
Kraft

a)  I. Nummer 7, 11 und Nummer 16 am 1. Januar 2002,

b)  I. Nummer 6 sowie Nummer 17 am 1. Juli 2007 und

c)  I. Nummer 2 und Nummer 8 am 9. November 2007

d)   I. Nummer 4 Buchstabe a, Nummer 5 und Nummer 13 
am 1. Januar 2008.

Köln, den 10. Dezember 2007

Johannes  M a u b a c h

Vorsitzender des Kassenausschusses

Jörg  B o i s

Schriftführer

Die vorstehende Sechste Änderung der Satzung der 
Rheinischen Zusatzversorgungskasse für Gemeinden und 
Gemeindeverbände hat das Innenministerium des Lan-
des Nordrhein-Westfalen mit Datum vom 16. Januar 
2008 – 31-45.02/04.01-3-3649/08–angenommen. Sie wird 
nach § 21 des Gesetzes über die kommunalen Versor-
gungskassen und Zusatzversorgungskassen im Lande 
Nordrhein-Westfalen – VKZVKG – bekannt gemacht.

Köln, den 22. Februar 2008

Rheinische Zusatzversorgungskasse 
für Gemeinden und Gemeindeverbände

Der Leiter der Kasse

Udo  M o l s b e r g e r

– GV. NRW. 2008 S. 334

2022

Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Entschädigung der Mitglieder 

der Landschaftsversammlung 
und der sachkundigen Bürger in den Ausschüssen 

sowie über Zuschüsse an die Fraktionen
Vom 6. März 2008

Die Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe hat auf-
grund der §§ 6, 7 Abs. 1 Buchstabe d und des § 16 der 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 443), in der 
Sitzung am 6. März 2008 folgende Änderung der Ent-
schädigungssatzung beschlossen:

Artikel I

Die Satzung über die Entschädigung der Mitglieder der 
Landschaftsversammlung und der sachkundigen Bürger 
in den Ausschüssen sowie über Zuschüsse an die Frakti-
onen vom 16. März 1995 (GV. NRW. S. 204), zuletzt 
geändert am 1. Dezember 2005 (GV. NRW. S. 924), wird 
wie folgt geändert:

§ 2 wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.

Artikel II

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen in Kraft.

Münster, den 6. März 2008

Maria  S e i f e r t

Vorsitzende 
der Landschaftsversammlung

Dr. Wolfgang  K i r s c h

Schriftführer 
der Landschaftsversammlung

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe wird gemäß § 6 Abs. 2 der Landschafts-
verbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fassung bekannt 
gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)   der Direktor des Landschaftsverbandes hat den 
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 6. März 2008

Dr. Wolfgang  K i r s c h

Direktor 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

– GV. NRW. 2008 S. 336
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20340

Erste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Bestimmung der mit Disziplinarbefugnissen 
ausgestatteten dienstvorgesetzten Stellen im 
Geschäftsbereich des Justizministeriums des 

Landes Nordrhein-Westfalen
Vom 4. März 2008

Aufgrund der §§ 17 Abs. 5 Satz 2, 76 Abs. 5 und 81 
Satz 2 des Disziplinargesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LDG NRW) vom 16. November 2004 (GV. 
NRW. S. 624) wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung zur Bestimmung der mit Disziplinarbe-
fugnissen ausgestatteten dienstvorgesetzten Stellen im 
Geschäftsbereich des Justizministeriums des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW. 
S. 825) wird wie folgt geändert:

1.   In § 1 werden die Nummern 11, 12, 13 und 14 ersatz-
los gestrichen. Die bisherigen Nummern 15 bis 19 
werden zu den Nummern 11 bis 15.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   Die Wörter „zur Entscheidung“ werden durch die 
Wörter „zu Entscheidungen“ ersetzt.

 b)   Nach dem Wort „Unterhaltsbeitrags“ wird die 
Angabe „gem. den § 76 Abs. 3 Halbsatz 2 und 
Abs. 4 Satz 4 LDG NRW“ eingefügt.

 c)   Die Wörter „der Präsidentin oder dem Präsidenten 
des Landesjustizvollzugsamtes Nordrhein-Westfa-
len,“ werden ersatzlos gestrichen.

3.   In § 3 werden die Wörter „der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Landesjustizvollzugsamtes Nord-
rhein-Westfalen“ gestrichen und durch die Wörter 
„den Leiterinnen oder Leitern der Justizvollzugsein-
richtungen“ ersetzt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

Düsseldorf, den 4. März 2008

Die Justizministerin 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

– GV. NRW. 2008 S. 337

77

Gesetz 
über den Wupperverband

(Wupperverbandsgesetz – WupperVG –)
Vom 28. Februar 2008

Aufgrund des § 10 Abs. 1 in Verbindung mit den §§ 11 
und 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Wupperverband 
(Wupperverbandsgesetz – WupperVG –) vom 15. Dezem-
ber 1992 (GV. NRW. 1993 S. 40) in der Fassung der 
Änderung vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 716) 
hat die Verbandsversammlung am 4. Dezember 2007 fol-
gende Änderungen der Satzung des Wupperverbandes 
vom 9. August 1994 (GV. NRW. S. 692), zuletzt geändert 
am 8. Dezember 2005 (GV. NRW. S. 950), beschlossen:

Zum 1. Januar 2007 wird die Satzung wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 1 wird nach dem Spiegelstrich „Trinkwasser-
beschaffungs- und bereitstellungsbeitrag“ folgender 
Spiegelstrich angefügt: 

„– Sonderbeitrag –“.

Die vorstehende, mit Erlass des Ministeriums für Umwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalens vom 23. Januar 
2008- AZ IV-1/IV-6-5.8.03, gemäß § 11 Abs. 2 Wup-
perVG genehmigte Satzungsänderung sowie der Hinweis 
gemäß § 11 Abs. 5 WupperVG werden hiermit gemäß 
§ 11 Abs. 4 WupperVG bekanntgemacht.

Wuppertal, den 28. Februar 2008

i.V.  W u l f

Genehmigung

Hiermit genehmige ich gemäß § 11 Abs. 2 Wupperver-
bandsgesetz die in der Verbandsversammlung vom 4. 
Dezember 2007 in TOP 10 beschlossene Änderung des 
§ 3 Abs. 1 der Satzung des Wupperverbandes.

Düsseldorf, den 23. Januar 2008

Im Auftrag

V a l e n t i

– GV. NRW. 2008 S. 337

Satzung 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

über die Zuweisung von Mitteln des 
LWL-Integrationsamtes Westfalen 

aus der Ausgleichsabgabe nach § 77 Sozial-
gesetzbuch IX (SGB IX) 

an die örtlichen Träger bei den kreisfreien 
Städten, Großen kreisangehörigen Städten 

und Kreisen in Westfalen-Lippe für 
das Haushaltsjahr 2008

Vom 6. März 2008

Die Landschaftsversammlung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe hat aufgrund des § 9 des Gesetzes zur 
Durchführung der Kriegsopferfürsorge und des Schwer-
behindertenrechtes (DG-KoFSchwbR) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. November 1987 (GV. NRW. 
S. 401), zuletzt geändert durch den Artikel 5 des Zweiten 
Gesetzes zur Straffung der Behördenstruktur in Nord-
rhein-Westfalen vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. 
S. 482), in Verbindung mit den §§ 6 Abs. 1 und 7 Abs. 1 
Buchstabe d der Landschaftsverbandsordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. 
S. 443), am 6. März 2008 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Für das Haushaltsjahr 2008 werden den kreisfreien 
Städten, Großen kreisangehörigen Städten und Kreisen 
als örtlichen Trägern zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
§ 102 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX in Verbindung mit § 1 Abs. 1 
Nr. 6 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem SGB IX (ZustVO SGB IX), zuletzt geändert 
durch den Artikel 23 des Zweiten Gesetzes zur Straffung 
der Behördenstruktur in Nordrhein-Westfalen vom 30. 
Oktober 2007 (GV. NRW. S. 482),

19,55 vom Hundert

des Aufkommens an Ausgleichsabgabe zugewiesen.

§ 2

Aufkommen an Ausgleichsabgabe im Sinne dieser Sat-
zung sind die Einnahmen des LWL-Integrationsamtes 
Westfalen im Haushaltsjahr 2007 aus den Ausgleichsab-
gabezahlungen der Arbeitgeber gemäß § 77 SGB IX 
unter Berücksichtigung des Finanzausgleichs zwischen 
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den Integrationsämtern für das Jahr 2007 abzüglich der 
Abführung an den Ausgleichsfonds gemäß § 77 Abs. 6 
SGB IX.

§ 3

(1) 17 vom Hundert des Aufkommens an Ausgleichs-
abgabe werden auf die örtlichen Träger aufgeteilt nach 
einem Verteilungsschlüssel, der sich je zur Hälfte errech-
net aus dem Durchschnitt der tatsächlichen Zuweisun-
gen an den jeweiligen örtlichen Träger in den Jahren 
2004 bis 2006 und der Zahl der schwerbehinderten Men-
schen, die nach den letztverfügbaren Daten der Bundes-
agentur für Arbeit in seinem Zuständigkeitsbereich auf 
Arbeitsplätzen von beschäftigungspfl ichtigen Arbeitge-
bern (§ 71 Abs. 1 SGB IX) beschäftigt wurden.

(2) Die durch die örtlichen Träger bis zum Ende des 
Haushaltsjahres 2007 nicht verausgabten und nicht 
gebundenen Mittel an Ausgleichsabgabe werden auf den 
nach Absatz 1 errechneten Betrag angerechnet.

(3) Das LWL-Integrationsamt Westfalen kann einzelnen 
örtlichen Trägern zur Durchführung ihrer Aufgaben 
über die ihnen nach Absatz 1 und 2 zustehenden Beträge 
hinaus Aus-gleichsabgabemittel zur Verfügung stellen, 
soweit dadurch der Gesamtbetrag nach § 1 nicht über-
schritten wird.

(4) Die örtlichen Träger berichten dem LWL-Integra-
tionsamt Westfalen bis zum 31. 1. des Folgejahres über 
die Verwendung der Ausgleichsabgabe per Vordruck.

Münster, den 6. März 2008

Maria  S e i f e r t

Vorsitzende 
der Landschaftsversammlung

Dr. Wolfgang  K i r s c h

Schriftführer 
der Landschaftsversammlung

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe wird gemäß § 6 Abs. 2 der Landschafts-
verbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fassung bekannt 
gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)   der Direktor des Landschaftsverbandes hat den 
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 6. März 2008

Dr. Wolfgang  K i r s c h

Direktor 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

– GV. NRW. 2008 S. 337

232

Feuerungsverordnung*  (FeuVO NRW)
Vom 11. März 2008

Aufgrund von § 85 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 5 sowie Abs. 7 der 
Landesbauordnung (BauO NRW) vom 1. März 2000 (GV. 
NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Artikel I des Geset-
zes vom 12. Dezember 2006 (GV. NRW. S. 615), wird 
nach Anhörung des Ausschusses für Bauen und Verkehr 
des Landtages verordnet:

Inhaltsübersicht

§ 1  Einschränkung des Anwendungsbereichs

§ 2  Begriffe

§ 3  Verbrennungsluftversorgung von Feuerstätten

§ 4  Aufstellung von Feuerstätten, Gasleitungsanlagen

§ 5  Aufstellräume für Feuerstätten

§ 6  Heizräume

§ 7  Abgasanlagen

§ 8   Abstände von Abgasanlagen zu brennbaren Bau-
teilen

§ 9  Abführung von Abgasen

§ 10   Wärmepumpen, Blockheizkraftwerke und ortsfeste 
Verbrennungsmotoren

§ 11  Brennstofflagerung in Brennstofflagerräumen

§ 12   Brennstofflagerung außerhalb von Brennstofflager-
räumen

§ 13  Flüssiggasanlagen und Dampfkesselanlagen

§ 14  Prüfungen

§ 15  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1
Einschränkung des Anwendungsbereichs

Für Feuerstätten, Wärmepumpen und Blockheizkraft-
werke gilt die Verordnung nur, soweit diese Anlagen der 
Beheizung von Räumen oder der Warmwasserversorgung 
dienen oder Gas-Haushalts-Kochgeräte sind. Die Ver-
ordnung gilt nicht für Brennstoffzellen und ihre Anlagen 
zur Abführung der Prozessgase.

§ 2
Begriffe

(1) Als Nennleistung gilt

a)   die auf dem Typenschild der Feuerstätte angegebene 
höchste Leistung, bei Blockheizkraftwerken die 
Gesamtleistung,

b)   die in den Grenzen des auf dem Typenschild angege-
benen Leistungsbereiches festeingestellte und auf 
einem Zusatzschild angegebene höchste nutzbare 
Leistung der Feuerstätte oder

c)   bei Feuerstätten ohne Typenschild die aus dem 
Brennstoffdurchsatz mit einem Wirkungsgrad von 80 
% ermittelte Leistung.

(2) Raumluftunabhängig sind lediglich Feuerstätten, 
denen die Verbrennungsluft über Leitungen oder 
Schächte nur direkt vom Freien zugeführt wird und bei 
denen kein Abgas in gefahrdrohender Menge in den Auf-
stellraum austreten kann.

(3) Bei Gebäuden mit einer Höhe bis zu 7 m ist diese 
Höhe das Maß der Fußbodenoberkante des höchstgelege-
nen Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum möglich ist, 
über der Geländeoberfl äche im Mittel.

*  Die Verpfl ichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfah-
ren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der 
Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. EG 
Nr. L 204 S. 37), zuletzt geändert durch Richtlinie 98/48/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 (ABI. EG Nr. L 
217, S. 18) sind beachtet worden. 
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§ 3
Verbrennungsluftversorgung von Feuerstätten

(1) Für Feuerstätten in Gebäuden muss eine ausrei-
chende Verbrennungsluftversorgung sichergestellt sein.

(2) Für raumluftabhängige Feuerstätten mit einer Nenn-
leistung von insgesamt nicht mehr als 35 kW gilt die Ver-
brennungsluftversorgung als nachgewiesen, wenn jeder 
Aufstellraum

a)   mindestens eine Tür ins Freie oder ein Fenster, das 
geöffnet werden kann (Räume mit Verbindung zum 
Freien), und einen Rauminhalt von mindestens 4 m3 
je 1 kW Nennleistung dieser Feuerstätten hat,

b)   mit anderen Räumen mit Verbindung zum Freien 
nach Maßgabe des Absatzes 3 verbunden ist (Ver-
brennungsluftverbund) oder

c)   eine ins Freie führende Öffnung mit einem lichten 
Querschnitt von mindestens 150 cm2 oder zwei Öff-
nungen von je 75 cm2 oder Leitungen ins Freie mit 
strömungstechnisch äquivalenten Querschnitten hat.

(3) Der Verbrennungsluftverbund im Sinne des Ab-
satzes 2 Buchstabe b zwischen dem Aufstellraum und 
Räumen mit Verbindung zum Freien muss durch Ver-
brennungsluftöffnungen von mindestens 150 cm2 zwi-
schen den Räumen hergestellt sein. Der Gesamtraumin-
halt der Räume, die zum Verbrennungsluftverbund ge-
hören, muss mindestens 4 m3 je 1 kW Nennleistung der 
Feuerstätten, die gleichzeitig betrieben werden können, 
betragen. Räume ohne Verbindung zum Freien sind auf 
den Gesamtrauminhalt nicht anzurechnen.

(4) Für raumluftabhängige Feuerstätten mit einer Nenn-
leistung von insgesamt mehr als 35 kW und nicht mehr 
als 50 kW gilt die Verbrennungsluftversorgung als nach-
gewiesen, wenn jeder Aufstellraum die Anforderungen 
nach Absatz 2 Buchstabe c erfüllt.

(5) Für raumluftabhängige Feuerstätten mit einer Nenn-
leistung von insgesamt mehr als 50 kW gilt die Verbren-
nungsluftversorgung als nachgewiesen, wenn jeder Auf-
stellraum eine ins Freie führende Öffnung oder Leitung 
hat. Der Querschnitt der Öffnung muss mindestens 
150 cm2 und für jedes über 50 kW hinausgehende Kilo-
watt 2 cm2 mehr betragen. Leitungen müssen strömungs-
technisch äquivalent bemessen sein. Der erforderliche 
Querschnitt darf auf höchstens zwei Öffnungen oder 
 Leitungen aufgeteilt sein.

(6) Verbrennungsluftöffnungen und -leitungen dürfen 
nicht verschlossen oder zugestellt werden, sofern nicht 
durch besondere Sicherheitseinrichtungen gewährleistet 
ist, dass die Feuerstätten nur bei geöffnetem Verschluss 
betrieben werden können. Der erforderliche Querschnitt 
darf durch den Verschluss oder durch Gitter nicht ver-
engt werden.

(7) Abweichend von den Absätzen 2 bis 5 kann für 
raumluftabhängige Feuerstätten eine ausreichende Ver-
brennungsluftversorgung auf andere Weise nachgewie-
sen werden.

(8) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für Gas-Haushalts-
Kochgeräte. Die Absätze 2 bis 5 gelten nicht für offene 
Kamine.

§ 4
Aufstellung von Feuerstätten, Gasleitungsanlagen

(1) Feuerstätten dürfen nicht aufgestellt werden

1.   in notwendigen Treppenräumen, in Räumen zwischen 
notwendigen Treppenräumen und Ausgängen ins 
Freie und in notwendigen Fluren,

2.   in Garagen, ausgenommen raumluftunabhängige 
Feuerstätten, deren Oberfl ächentemperatur bei Nenn-
leistung nicht mehr als 300°C beträgt.

In Abstellräumen nach § 6 Abs. 11 BauO NRW, mit einer 
Grundfl äche von nicht mehr als 7,5 m2, sind nur

1.  Leitungen und Zähler für Energie und Wasser und

2.   Feuerstätten für fl üssige oder gasförmige Brennstoffe 
mit einer Nennleistung bis 28 kW und Wärmepumpen 
entsprechender Leistung

zulässig.

(2) Der sichere Betrieb der raumluftabhängigen Feuer-
stätten darf durch den Betrieb von Raumluft absaugen-
den Anlagen wie Lüftungs- oder Warmluftheizungsanla-
gen, Dunstabzugshauben, Abluft-Wäschetrockner nicht 
beeinträchtigt werden. Dies gilt insbesondere als erfüllt, 
wenn

a)   ein gleichzeitiger Betrieb der Feuerstätten und der 
Luft absaugenden Anlagen durch Sicherheitseinrich-
tungen verhindert wird,

b)   die Abgasabführung durch besondere Sicherheitsein-
richtungen überwacht wird,

c)   die Abgase der Feuerstätten über die Luft absaugen-
den Anlagen abgeführt werden oder

d)   anlagentechnisch sichergestellt ist, dass während des 
Betriebes der Feuerstätten kein gefährlicher Unter-
druck entstehen kann.

(3) Feuerstätten für gasförmige Brennstoffe ohne Flam-
menüberwachung dürfen nur in Räumen aufgestellt wer-
den, wenn durch mechanische Lüftungsanlagen während 
des Betriebes der Feuerstätten stündlich mindestens ein 
fünffacher Luftwechsel sichergestellt ist. Für Gas-Haus-
halts-Kochgeräte genügt ein Außenluftvolumenstrom 
von 100 m3/h.

(4) Feuerstätten für gasförmige Brennstoffe mit Strö-
mungssicherung dürfen unbeschadet des § 3 in Räumen 
aufgestellt werden,

a)   mit einem Rauminhalt von mindestens 1 m3 je kW 
Nennleistung dieser Feuerstätten, soweit sie gleich-
zeitig betrieben werden können,

b)   in denen durch unten und oben angeordnete Öffnun-
gen mit einem Mindestquerschnitt von jeweils 75 cm2 
ins Freie eine Durchlüftung sichergestellt ist oder

c)   in denen durch andere Maßnahmen wie beispiels-
weise unten und oben in derselben Wand angeordnete 
Öffnungen mit einem Mindestquerschnitt von jeweils 
150 cm2 zu unmittelbaren Nachbarräumen ein zusam-
menhängender Rauminhalt der Größe nach Buch-
stabe a eingehalten wird.

(5) Gasleitungsanlagen in Räumen müssen so beschaf-
fen, angeordnet oder mit Vorrichtungen ausgerüstet sein, 
dass bei einer äußeren thermischen Beanspruchung von 
bis zu 650° C über einen Zeitraum von 30 Minuten keine 
gefährlichen Gas-Luft-Gemische entstehen können. Alle 
Gasentnahmestellen müssen mit einer Vorrichtung aus-
gerüstet sein, die im Brandfall die Brennstoffzufuhr 
selbsttätig absperrt. Satz 2 gilt nicht, wenn Gasleitungs-
anlagen durch Ausrüstung mit anderen selbsttätigen 
Vorrichtungen die Anforderungen nach Satz 1 erfüllen.

(6) Feuerstätten für Flüssiggas (Propan, Butan und 
deren Gemische) dürfen in Räumen, deren Fußboden an 
jeder Stelle mehr als 1 m unter der Geländeoberfl äche 
liegt, nur aufgestellt werden, wenn

1.   die Feuerstätten eine Flammenüberwachung haben 
und

2.   sichergestellt ist, dass auch bei abgeschalteter Feue-
rungseinrichtung Flüssiggas aus den im Aufstellraum 
befi ndlichen Brennstoffleitungen in gefahrdrohender 
Menge nicht austreten kann oder über eine mechani-
sche Lüftungsanlage sicher abgeführt wird.

(7) Feuerstätten müssen von Bauteilen aus brennbaren 
Baustoffen so weit entfernt oder so abgeschirmt sein, 
dass an diesen bei Nennleistung der Feuerstätten keine 
höheren Temperaturen als 85°C auftreten können. Dies 
gilt als erfüllt, wenn mindestens die vom Hersteller 
angegebenen Abstandsmaße eingehalten werden oder, 
wenn diese Angaben fehlen, ein Mindestabstand von 40 
cm eingehalten wird.

(8) Vor den Feuerungsöffnungen von Feuerstätten für 
feste Brennstoffe sind Fußböden aus brennbaren Bau-
stoffen in einem ausreichenden Abstand durch einen 
Belag aus nichtbrennbaren Baustoffen zu schützen. Dies 
gilt als erfüllt, wenn der Belag sich nach vorn auf min-
destens 50 cm und seitlich auf mindestens 30 cm über die 
Feuerungsöffnung hinaus erstreckt, die Maßangaben des 
Herstellers eingehalten sind oder ein nichtbrennbarer 
Belag gemäß Herstellerangaben nicht erforderlich ist.
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(9) Bauteile aus brennbaren Baustoffen müssen von den 
Feuerraumöffnungen offener Kamine nach oben und 
nach den Seiten einen Abstand von mindestens 80 cm 
haben. Bei Anordnung eines beiderseits belüfteten 
Strahlungsschutzes genügt ein Abstand von 40 cm.

§ 5
Aufstellräume für Feuerstätten

(1) In einem Raum dürfen Feuerstätten mit einer Nenn-
leistung von insgesamt mehr als 100 kW nur gleichzeitig 
betriebenen werden, wenn dieser Raum

1.   nicht anderweitig genutzt wird, ausgenommen zur 
Aufstellung von Wärmepumpen, Blockheizkraftwer-
ken und ortsfesten Verbrennungsmotoren sowie für 
zugehörige Installationen und zur Lagerung von 
Brennstoffen,

2.   gegenüber anderen Räumen keine Öffnungen, ausge-
nommen Öffnungen für Türen, hat,

3.  dicht- und selbstschließende Türen hat und

4.  gelüftet werden kann.

In einem Raum nach Satz 1 dürfen Feuerstätten für feste 
Brennstoffe jedoch nur aufgestellt werden, wenn deren 
Nennleistung insgesamt nicht mehr als 50 kW beträgt.

(2) Brenner und Brennstofffördereinrichtungen der Feu-
erstätten für fl üssige und gasförmige Brennstoffe mit 
einer Gesamtnennleistung von mehr als 100 kW müssen 
durch einen außerhalb des Aufstellraumes angeordneten 
Schalter (Notschalter) jederzeit abgeschaltet werden 
können. Neben dem Notschalter muss ein Schild mit der 
Aufschrift „NOTSCHALTER-FEUERUNG“ vorhanden 
sein.

(3) Wird in dem Aufstellraum nach Absatz 1 Heizöl gela-
gert oder ist der Raum für die Heizöllagerung nur von 
diesem Aufstellraum zugänglich, muss die Heizölzufuhr 
von der Stelle des Notschalters nach Absatz 2 aus durch 
eine entsprechend gekennzeichnete Absperreinrichtung 
unterbrochen werden können.

(4) Abweichend von Absatz 1 dürfen die Feuerstätten 
auch in anderen Räumen aufgestellt werden, wenn die 
Nutzung dieser Räume dies erfordert und die Feuerstät-
ten sicher betrieben werden können.

§ 6
Heizräume

(1) Feuerstätten für feste Brennstoffe mit einer Nenn-
leistung von insgesamt mehr als 50 kW, die gleichzeitig 
betrieben werden sollen, dürfen nur in besonderen Räu-
men (Heizräumen) aufgestellt werden. § 5 Abs. 3 und 
Abs. 4 gilt entsprechend. Die Heizräume dürfen

1.   nicht anderweitig genutzt werden, ausgenommen zur 
Aufstellung von Feuerstätten für fl üssige und gasför-
mige Brennstoffe, Wärmepumpen, Blockheizkraft-
werke, ortsfesten Verbrennungsmotoren und für 
zugehörige Installationen sowie zur Lagerung von 
Brennstoffen und

2.   mit Aufenthaltsräumen, ausgenommen solchen für das 
Betriebspersonal, sowie mit notwendigen Treppen-
räumen nicht in unmittelbarer Verbindung stehen.

Wenn in Heizräumen Feuerstätten für fl üssige und gas-
förmige Brennstoffe aufgestellt werden, gilt § 5 Abs. 2 
entsprechend.

(2) Heizräume müssen

1.   mindestens einen Rauminhalt von 8 m3 und eine 
lichte Höhe von 2 m,

2.   einen Ausgang, der ins Freie oder einen Flur führt, 
der die Anforderungen an notwendige Flure erfüllt, 
und

3.  Türen, die in Fluchtrichtung aufschlagen,

haben.

(3) Wände, ausgenommen nichttragende Außenwände, 
und Stützen von Heizräumen sowie Decken über und 
unter ihnen müssen feuerbeständig sein. Öffnungen in 
Decken und Wänden müssen, soweit sie nicht unmittel-

bar ins Freie führen, mindestens feuerhemmende und 
selbstschließende Abschlüsse haben. Die Sätze 1 und 2 
gelten nicht für Trennwände zwischen Heizräumen und 
den zum Betrieb der Feuerstätten gehörenden Räumen, 
wenn diese Räume die Anforderungen der Sätze 1 und 2 
erfüllen.

(4) Heizräume müssen zur Raumlüftung jeweils eine 
obere und eine untere Öffnung ins Freie mit einem Quer-
schnitt von mindestens je 150 cm2 oder Leitungen ins 
Freie mit strömungstechnisch äquivalenten Querschnit-
ten haben. § 3 Abs. 6 gilt sinngemäß. Der Querschnitt 
einer Öffnung oder Leitung darf auf die Verbrennungs-
luftversorgung nach § 3 Abs. 5 angerechnet werden.

(5) Lüftungsleitungen für Heizräume müssen eine Feu-
erwiderstandsdauer von mindestens 90 Minuten haben, 
soweit sie durch andere Räume führen, ausgenommen 
angrenzende, zum Betrieb der Feuerstätten gehörende 
Räume, die die Anforderungen nach Absatz 3 Satz 1 und 
2 erfüllen. Die Lüftungsleitungen dürfen mit anderen 
Lüftungsanlagen nicht verbunden sein und nicht der 
Lüftung anderer Räume dienen.

(6) Lüftungsleitungen, die der Lüftung anderer Räume 
dienen, müssen, soweit sie durch Heizräume führen,

1.   eine Feuerwiderstandsdauer von mindestens 90 Minu-
ten oder selbsttätige Absperrvorrichtungen mit einer 
Feuerwiderstandsdauer von mindestens 90 Minuten 
haben und

2.  ohne Öffnungen sein.

§ 7
Abgasanlagen

(1) Abgasanlagen müssen nach lichtem Querschnitt und 
Höhe, soweit erforderlich auch nach Wärmedurchlasswi-
derstand und Beschaffenheit der inneren Oberfl äche, so 
bemessen sein, dass die Abgase bei allen bestimmungs-
gemäßen Betriebszuständen ins Freie abgeführt werden 
und gegenüber Räumen kein gefährlicher Überdruck 
auftreten kann.

(2) Die Abgase von Feuerstätten für feste Brennstoffe 
müssen in Schornsteine, die Abgase von Feuerstätten für 
fl üssige oder gasförmige Brennstoffe dürfen auch in 
Abgasleitungen eingeleitet werden. § 42 Abs. 4 BauO 
NRW bleibt unberührt.

(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 sind Feuerstätten 
für gasförmige Brennstoffe ohne Abgasanlage zulässig, 
wenn durch einen sicheren Luftwechsel im Aufstellraum 
gewährleistet ist, dass Gefahren oder unzumutbare 
Belästigungen nicht entstehen. Dies gilt insbesondere als 
erfüllt wenn

a)   durch maschinelle Lüftungsanlagen während des 
Betriebs der Feuerstätten ein Luftvolumenstrom von 
mindestens 30 m3/h je kW Nennleistung aus dem Auf-
stellraum ins Freie abgeführt wird oder

b)   besondere Sicherheitseinrichtungen verhindern, dass 
die Kohlenmonoxid-Konzentration in den Aufstell-
räumen einen Wert von 30 ppm überschreitet;

c)   bei Gas-Haushalts-Kochgeräten, soweit sie gleichzei-
tig betrieben werden können, mit einer Nennleistung 
von nicht mehr als 11 kW der Aufstellraum einen 
Rauminhalt von mehr als 15 m3 aufweist und mindes-
tens eine Tür ins Freie oder ein Fenster hat, das geöff-
net werden kann.

(4) Mehrere Feuerstätten dürfen an einen gemeinsamen 
Schornstein, an eine gemeinsame Abgasleitung oder an 
ein gemeinsames Verbindungsstück nur angeschlossen 
werden, wenn

1.   durch die Bemessung nach Absatz 1 und die Beschaf-
fenheit der Abgasanlage die Ableitung der Abgase für 
jeden Betriebszustand sichergestellt ist,

2.   eine Übertragung von Abgasen zwischen den Auf-
stellräumen und ein Austritt von Abgasen über nicht 
in Betrieb befi ndliche Feuerstätten ausgeschlossen 
sind,

3.   die gemeinsame Abgasleitung aus nichtbrennbaren 
Baustoffen besteht oder eine Brandübertragung zwi-
schen den Geschossen durch selbsttätige Absperrvor-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 8. April 2008 341

richtungen oder andere Maßnahmen verhindert wird 
und

4.   die Anforderungen des § 4 Abs. 2 für alle angeschlos-
senen Feuerstätten gemeinsam erfüllt sind.

(5) In Gebäuden muss jede Abgasleitung, die Geschosse 
überbrückt, in einem eigenen Schacht angeordnet sein. 
Dies gilt nicht

a)   für Abgasleitungen, die nur durch eine Nutzungsein-
heit führen, in Gebäuden mit einer Höhe bis zu 7 m 
und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von ins-
gesamt nicht mehr als 400 m2 und in freistehenden 
land- oder forstwirtschaftlich genutzten Gebäuden,

b)   für einfach belegte Abgasleitungen im Aufstellraum 
der Feuerstätte,

c)   für Abgasleitungen, die eine Feuerwiderstandsdauer 
von mindestens 90 Minuten haben, und

d)   in Gebäuden nach Buchstabe a für Abgasleitungen, 
die eine Feuerwiderstandsdauer von mindestens 30 
Minuten haben.

Schächte für Abgasleitungen dürfen nicht anderweitig 
genutzt werden. Die Anordnung mehrerer Abgasleitun-
gen in einem gemeinsamen Schacht ist zulässig, wenn

a)   die Abgasleitungen aus nichtbrennbaren Baustoffen 
bestehen,

b)   die zugehörigen Feuerstätten in demselben Geschoss 
aufgestellt sind oder

c)   eine Brandübertragung zwischen den Geschossen 
durch selbsttätige Absperrvorrichtungen oder andere 
Maßnahmen verhindert wird.

Die Schächte müssen eine Feuerwiderstandsdauer von 
mindestens 90 Minuten, in Gebäuden nach Satz 2 Buch-
stabe a von mindestens 30 Minuten haben.

(6) Abgasleitungen aus normalentfl ammbaren Baustof-
fen innerhalb von Gebäuden müssen, soweit sie nicht 
gemäß Absatz 5 in Schächten zu verlegen sind, zum 
Schutz gegen mechanische Beanspruchung von außen in 
Schutzrohren aus nichtbrennbaren Baustoffen angeord-
net oder mit vergleichbaren Schutzvorkehrungen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen ausgestattet sein. Dies gilt 
nicht für Abgasleitungen im Aufstellraum der Feuerstät-
ten. § 8 bleibt unberührt.

(7) Schornsteine müssen

1.  gegen Rußbrände beständig sein,

2.   in Gebäuden, in denen sie Geschosse überbrücken, 
eine Feuerwiderstandsdauer von mindestens 90 Minu-
ten haben oder in durchgehenden Schächten mit einer 
Feuerwiderstandsdauer von 90 Minuten angeordnet 
sein,

3.   unmittelbar auf dem Baugrund gegründet oder auf 
einem feuerbeständigen Unterbau errichtet sein; es 
genügt ein Unterbau aus nichtbrennbaren Baustoffen 
für Schornsteine in Gebäuden mit einer Höhe bis zu 7 
m und land- oder forstwirtschaftlich genutzten 
Gebäuden , für Schornsteine, die oberhalb der obers-
ten Geschossdecke beginnen sowie für Schornsteine 
an Gebäuden,

4.   durchgehend, insbesondere nicht durch Decken 
unterbrochen sein und

5.   für die Reinigung Öffnungen mit Schornsteinreini-
gungsverschlüssen haben.

(8) Schornsteine, Abgasleitungen und Verbindungsstü-
cke, die unter Überdruck betrieben werden, müssen 
innerhalb von Gebäuden

a)  in vom Freien dauernd gelüfteten Räumen liegen,

b)   in Räumen liegen, die § 3 Abs. 2 Buchstabe b entspre-
chen,

c)   soweit sie in Schächten liegen, über die gesamte 
Länge und den ganzen Umfang hinterlüftet sein oder

d)   der Bauart nach so beschaffen sein, dass Abgase in 
gefahrdrohender Menge nicht austreten können.

(9) Verbindungsstücke dürfen nicht in Decken, Wänden 
oder unzugänglichen Hohlräumen angeordnet sowie 

nicht in andere Geschosse oder Nutzungseinheiten 
geführt werden.

(10) Luft-Abgas-Systeme sind zur Abgasabführung nur 
zulässig, wenn sie getrennte, durchgehende Luft- und 
Abgasführungen haben. An diese Systeme dürfen nur 
raumluftunabhängige Feuerstätten angeschlossen wer-
den, deren Bauart sicherstellt, dass sie für diese Betriebs-
weise geeignet sind. Im Übrigen gelten für Luft-Abgas-
Systeme die Absätze 4 bis 9 sinngemäß.

§ 8
Abstände von Abgasanlagen zu brennbaren Bauteilen

(1) Abgasanlagen müssen zu Bauteilen aus brennbaren 
Baustoffen so weit entfernt oder so abgeschirmt sein, 
dass an den genannten Bauteilen

1.   bei Nennleistung keine höheren Temperaturen als 
85°C und

2.  bei Russbränden in Schornsteinen keine höheren 
Temperaturen als 100°C

auftreten können.

Zwischenräume in Decken- und Dachdurchführungen 
von Abgasanlagen müssen mit nichtbrennbaren Baustof-
fen mit geringer Wärmeleitfähigkeit verschlossen wer-
den.

(2) Die Anforderungen von Absatz 1 Satz 1 gelten insbe-
sondere als erfüllt, wenn

a)   die aufgrund von harmonisierten technischen Spezifi -
kationen angegebenen Abstände eingehalten sind,

b)   bei Abgasanlagen für Abgastemperaturen bei Nenn-
leistung bis zu 400°C, deren Wärmedurchlasswider-
stand mindestens 0,12 m2K/W und deren Feuerwider-
standsdauer mindestens 90 Minuten beträgt, ein Min-
destabstand von 5 cm eingehalten ist oder

c)   bei Abgasanlagen für Abgastemperaturen bei Nenn-
leistung bis zu 400°C ein Mindestabstand von 40 cm 
eingehalten ist.

Im Fall des Satzes 1 Buchstabe b ist

1.   zu Holzbalken und Bauteilen entsprechender Abmes-
sungen ein Abstand von mindestens 2 cm ausreichend,

2.   zu Bauteilen mit geringer Fläche wie Fußleisten und 
Dachlatten, soweit die Ableitung der Wärme aus die-
sen Bauteilen nicht durch Wärmedämmung behindert 
wird, kein Abstand erforderlich.

Abweichend von Satz 1 Buchstabe c genügt bei Abgas-
leitungen für Abgastemperaturen bis zu 300°C bei Nenn-
leistung außerhalb von Schächten

a)  ein Mindestabstand von 20 cm oder

b)   wenn die Abgasleitungen mindestens 2 cm dick mit 
nichtbrennbaren Baustoffen mit geringer Wärmeleit-
fähigkeit ummantelt sind oder die Abgastemperatur 
der Feuerstätten bei Nennleistung nicht mehr als 
160°C betragen kann, ein Mindestabstand von 5 cm.

Abweichend von Satz 1 Buchstabe c genügt für Verbin-
dungsstücke zu Schornsteinen ein Mindestabstand von 
10 cm, wenn die Verbindungsstücke mindestens 2 cm 
dick mit nichtbrennbaren Baustoffen mit geringer Wär-
meleitfähigkeit ummantelt sind.

(3) Bei Abgasleitungen und Verbindungsstücken zu 
Schornsteinen für Abgastemperaturen bei Nennleistung 
bis zu 400°C, die durch Bauteile aus brennbaren Bau-
stoffen führen, gelten die Anforderungen von Absatz 1 
Satz 1 insbesondere als erfüllt, wenn diese Leitungen 
und Verbindungsstücke

a)   in einem Mindestabstand von 20 cm mit einem 
Schutzrohr aus nichtbrennbaren Baustoffen versehen 
oder

b)   in einer Dicke von mindestens 20 cm mit nichtbrenn-
baren Baustoffen mit geringer Wärmeleitfähigkeit 
ummantelt werden.

Abweichend von Satz 1 Buchstaben a und b genügt bei 
Feuerstätten für fl üssige oder gasförmige Brennstoffe ein 
Maß von 5 cm, wenn die Abgastemperatur bei Nennleis-
tung nicht mehr als 160°C betragen kann.
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§ 9
Abführung von Abgasen

(1) Die Mündungen von Abgasanlagen müssen

a)   den First um mindestens 40 cm überragen oder von 
der Dachfl äche mindestens 1 m entfernt sein; ein 
Abstand von der Dachfl äche von 40 cm genügt, wenn 
nur raumluftunabhängige Feuerstätten für fl üssige 
oder gasförmige Brennstoffe angeschlossen sind, die 
Summe der Nennleistungen der angeschlossenen Feu-
erstätten nicht mehr als 50 kW beträgt und das Abgas 
durch Ventilatoren abgeführt wird,

b)   Dachaufbauten, Gebäudeteile, Öffnungen zu Räumen 
und ungeschützte Bauteile aus brennbaren Baustof-
fen, ausgenommen Bedachungen, um mindestens 1 m 
überragen, soweit deren Abstand zu den Abgasanla-
gen weniger als 1,5 m beträgt,

c)   bei Feuerstätten für feste Brennstoffe in Gebäuden, 
deren Bedachung überwiegend nicht den Anforde-
rungen des § 35 Abs. 1 BauO NRW entspricht, am 
First des Daches austreten und diesen um mindestens 
80 cm überragen.

(2) Die Abgase von raumluftunabhängigen Feuerstätten 
für gasförmige Brennstoffe dürfen durch die Außenwand 
ins Freie geleitet werden, wenn

1.   eine Ableitung der Abgase über Dach nicht oder nur 
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist,

2.   die Nennleistung der Feuerstätte 11 kW zur Behei-
zung und 28 kW zur Warmwasseraufbereitung nicht 
überschreitet und

3.   Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht ent-
stehen.

(3) Abweichend von Absatz 1 Buchstaben a und b kön-
nen weitergehende Anforderungen gestellt werden, wenn 
Gefahren oder andere unzumutbare Belästigungen zu 
befürchten sind.

§ 10
Wärmpumpen, Blockheizkraftwerke und 

ortsfeste Verbrennungsmotoren

(1) Für die Aufstellung von

1.   Sorptionswärmepumpen mit feuerbeheizten Austrei-
bern,

2.  Blockheizkraftwerken in Gebäuden und

3.  ortsfesten Verbrennungsmotoren

gelten § 3 Abs. 1 bis 7 sowie § 4 Abs. 1 bis 7 entspre-
chend.

(2) Es dürfen

1.   Sorptionswärmepumpen mit einer Nennleistung der 
Feuerung von mehr als 50 kW,

2.   Wärmepumpen, die die Abgaswärme von Feuerstät-
ten mit einer Nennleistung von insgesamt mehr als 50 
kW nutzen,

3.   Kompressionswärmepumpen mit elektrisch angetrie-
benen Verdichtern mit Antriebsleistungen von mehr 
als 50 kW,

4.   Kompressionswärmepumpen mit Verbrennungsmo-
toren,

5.   Blockheizkraftwerke mit mehr als 35 kW Nennleis-
tung in Gebäuden und

6.  ortsfeste Verbrennungsmotoren

nur in Räumen aufgestellt werden, die die Anforderun-
gen nach § 5 erfüllen.

(3) Die Verbrennungsgase von Blockheizkraftwerken 
und ortsfesten Verbrennungsmotoren in Gebäuden sind 
durch eigene, dichte Leitungen über Dach abzuleiten.

Mehrere Verbrennungsmotoren dürfen an eine gemein-
same Leitung nach Maßgabe des § 7 Abs. 4 angeschlos-
sen werden. Die Leitungen müssen außerhalb der Auf-
stellräume der Verbrennungsmotoren nach Maßgabe des 
§ 7 Abs. 5 und 8 sowie § 8 beschaffen oder angeordnet 
sein.

(4) Die Einleitung der Verbrennungsgase von Blockheiz-
kraftwerken oder ortsfesten Verbrennungsmotoren in 
Abgasanlagen für Feuerstätten ist zulässig, wenn die 
einwandfreie Abführung der Verbrennungsgase und, 
soweit Feuerstätten angeschlossen sind, auch die ein-
wandfreie Abführung der Abgase nachgewiesen ist. § 7 
Abs. 1 gilt entsprechend.

(5) Für die Abführung der Abgase von Sorptionswärme-
pumpen mit feuerbeheizten Austreibern und Abgaswär-
mepumpen gelten die §§ 7 bis 9 entsprechend.

§ 11
Brennstofflagerung in Brennstofflagerräumen

(1) Je Gebäude oder Brandabschnitt darf die Lagerung 
von

a)  Holzpellets von mehr als 10.000 l,

b)   sonstigen festen Brennstoffen in einer Menge von 
mehr als 15.000 kg,

c)   Heizöl und Dieselkraftstoff in Behältern mit mehr als 
insgesamt 5.000 l oder

d)   Flüssiggas in Behältern mit einem Füllgewicht von 
mehr als insgesamt 16 kg

nur in besonderen Räumen (Brennstofflagerräume) erfol-
gen, die nicht zu anderen Zwecken genutzt werden dür-
fen. Das Fassungsvermögen der Behälter darf insgesamt 
100.000 l Heizöl oder Dieselkraftstoff oder 6.500 l Flüs-
siggas je Brennstofflagerraum und 30.000 l Flüssiggas je 
Gebäude oder Brandabschnitt nicht überschreiten.

(2) Wände und Stützen von Brennstofflagerräumen 
sowie Decken über oder unter ihnen müssen feuerbe-
ständig sein. Öffnungen in Decken und Wänden müssen, 
soweit sie nicht unmittelbar ins Freie führen, mindestens 
feuerhemmende und selbstschließende Abschlüsse haben. 
Durch Decken und Wände von Brennstofflagerräumen 
dürfen keine Leitungen geführt werden, ausgenommen 
Leitungen, die zum Betrieb dieser Räume erforderlich 
sind sowie Heizrohrleitungen, Wasserleitungen und 
Abwasserleitungen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 
Trennwände zwischen Brennstofflagerräumen und Heiz-
räumen.

(3) Brennstofflagerräume für fl üssige Brennstoffe

1.   müssen gelüftet und von der Feuerwehr vom Freien 
aus beschäumt werden können,

2.   müssen an den Zugängen mit der Aufschrift „HEIZ-
ÖLLAGERUNG“ oder „DIESELKRAFTSTOFFLA-
GERUNG“ gekennzeichnet sein und

3.   dürfen nur Bodenabläufe mit Heizölsperren oder 
Leichtfl üssigkeitsabscheidern haben.

(4) Brennstofflagerräume für Flüssiggas

1.  müssen über eine ständig wirksame Lüftung verfügen,

2.   dürfen keine Öffnungen zu anderen Räumen, ausge-
nommen Öffnungen für Türen, und keine offenen 
Schächte und Kanäle haben,

3.   dürfen mit ihren Fußböden nicht allseitig unterhalb 
der Geländeoberfl äche liegen,

4.  dürfen in ihren Fußböden keine Öffnungen haben,

5.   müssen an ihren Zugängen mit der Aufschrift 
„FLÜSSIGGASANLAGE“ gekennzeichnet sein und

6.   dürfen nur mit Geräten und Schutzsystemen zur 
bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsge-
fährdeten Bereichen ausgestattet werden, die der 11. 
Verordnung zum Geräte- und Produktsicherheitsge-
setz – Explosionsschutzverordnung – entsprechen.

(5) Für Brennstofflagerräume für Holzpellets gilt Ab-
satz 4 Nr. 6 entsprechend.

§ 12
Brennstofflagerung außerhalb von 

Brennstofflagerräumen

(1) Feste Brennstoffe sowie Behälter zur Lagerung von 
brennbaren Gasen und Flüssigkeiten dürfen nicht in not-
wendigen Treppenräumen, in Räumen zwischen notwen-
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digen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie und in 
notwendigen Fluren gelagert oder aufgestellt werden.

(2) Heizöl oder Dieselkraftstoff dürfen gelagert werden

a)  bis zu 100 l in Wohnungen,

b)  bis zu 1.000 l in Räumen außerhalb von Wohnungen,

c)   bis zu 5.000 l in Räumen außerhalb von Wohnungen 
je Gebäude oder Brandabschnitt, wenn diese Räume 
gelüftet werden können und gegenüber anderen Räu-
men keine Öffnungen, ausgenommen Öffnungen mit 
dichtschließenden Türen, haben,

d)   bis zu 5.000 l in Räumen in freistehenden land- oder 
forstwirtschaftlich genutzten Gebäuden sowie frei-
stehenden Gebäuden mit einer Höhe bis zu 7 m und 
von insgesamt nicht mehr als 400 m2 und nicht mehr 
als einer Nutzungseinheit , die keine Aufenthalts-
räume sind und den Anforderungen nach Buchstabe c 
genügen.

(3) Sind in den Räumen nach Absatz 2 Buchstaben b bis 
d Feuerstätten aufgestellt, müssen diese

1.   außerhalb erforderlicher Auffangräume für auslau-
fenden Brennstoff stehen und

2.   einen Abstand von mindestens 1 m zu Behältern für 
Heizöl oder Dieselkraftstoff haben.

Dieser Abstand kann bis auf die Hälfte verringert wer-
den, wenn ein beiderseits belüfteter Strahlungsschutz 
vorhanden ist. Ein Abstand von 0,1 m genügt, wenn 
nachgewiesen ist, dass die Oberfl ächentemperatur der 
Feuerstätte 40°C nicht überschreitet.

Die Räume nach Absatz 2 Buchstabe b dürfen nur 
Bodenabläufe mit Heizölsperren oder Leichtfl üssigkeits-
abscheidern haben.

(4) Flüssiggas darf in Wohnungen und in Räumen außer-
halb von Wohnungen gelagert werden jeweils in einem 
Behälter mit einem Füllgewicht von nicht mehr als 16 
kg, wenn die Fußböden allseitig oberhalb der Gelän-
deoberfl äche liegen und außer Abläufen mit Flüssigkeits-
verschluss keine Öffnungen haben.

§ 13
Flüssiggasanlagen und Dampfkesselanlagen

Flüssiggasanlagen und Dampfkesselanlagen, die weder 
gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen 
oder durch die keine Beschäftigten gefährdet werden 
können, dürfen nur errichtet werden, wenn sie der 14. 
Verordnung zum Geräte- und Produktsicherheitsgesetz – 
Druckgeräteverordnung – entsprechen.

§ 14
Prüfungen

(1) Die §§ 14, 15 und 17 der Verordnung über Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei der Bereitstellung von 
Arbeitsmitteln und deren Nutzung bei der Arbeit, über 
Sicherheit beim Betrieb überwachungsbedürftiger Anla-
gen und über die Organisation des betrieblichen Arbeits-
schutzes – Betriebssicherheitsverordnung – sind für 
Flüssiggas- und Dampfkesselanlagen sowie Geräte und 
Schutzsysteme zur Verwendung in explosionsgefährde-
ten Bereichen entsprechend anzuwenden.

(2) Zuständige Behörden im Sinne der Vorschriften nach 
Absatz 1 sind die unteren Bauaufsichtsbehörden.

§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2012 außer Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Feue-
rungsverordnung vom 21. Juli 1998 (GV. NRW. S. 481) 
außer Kraft.

Düsseldorf, den 11. März 2008

Der Minister
für Bauen und Verkehr

des Landes Nordrhein-Westfalen

Oliver  W i t t k e

– GV. NRW. 2008 S. 338
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Bekanntmachung
über die Vereinbarung

über die Ausführung von Vollzugsaufgaben
im Sinne des Kapitels XI-2 der Anlage des 
internationalen Übereinkommens von 1974 

zum Schutz des menschlichen Lebens auf See
 (SOLAS-Übereinkommen) betreffend Seeschiffe

(SOLAS-Ausführungsvereinbarung)
Vom 13. März 2008

Der Landtag hat in seiner Sitzung am 20. Februar 2008 
gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung der Ver-
einbarung über die Ausführung von Vollzugsaufgaben 
im Sinne des Kapitels X1-2 der Anlage des internationa-
len Übereinkommens von 1974 zum Schutz des mensch-
lichen Lebens auf See (SOLAS-Übereinkommen) betref-
fend Seeschiffe (SOLASAusführungsvereinbarung) zuge-
stimmt.

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht.

Der Tag des Inkrafttretens des Staatsvertrages wird 
gemäß § 7 Abs. 1 der Vereinbarung gesondert bekannt 
gemacht.

Düsseldorf, den 13. März 2008

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s 

Präambel

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung beabsichtigt, die Wasserschutzpolizei des Lan-
des Nordrhein-Westfalen mit der Ausführung der Kon-
trollen und weitere Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
gemäß der Regel 9 Absatz 1, 2.4 und 2.5 von Kapitel XI-2 
der Anlage des SOLAS-Übereinkommens zu beauftra-
gen. Hierzu schließen die Bundesregierung, vertreten 
durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (im Folgenden „Bund“), und das Land 
Nordrhein-Westfalen, vertreten durch das Innenministe-
rium, gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 4 b) des Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschifffahrt 
folgende Vereinbarung:

§ 1

Als Vollzugsaufgaben im Sinne dieser Vereinbarung gel-
ten die Durchführung von Kontrollmaßnahmen und 
Maßnahmen zur Einhaltung von Vorschriften nach 
Regel 9 Absatz 1 und 2.4, 2.5 von Kapitel XI-2 der Anlage 
des SOLAS-Übereinkommens in der Zuständigkeit des 
Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie. 

§ 2

(1) Die Aufgaben nach § 1 werden durch die Wasser-
schutzpolizei des Landes Nordrhein-Westfalen (§ 3 Poli-
zeiorganisationsgesetz NRW) in ihrem Zuständigkeits-
bereich nach Maßgabe einer vom Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie zu erstellenden Dienst-
anweisung ausgeführt.

(2) Sind Kräfte der Wasserschutzpolizei des Landes 
Nordrhein-Westfalen für die Erfüllung der Aufgaben 
nach dieser Vereinbarung nicht verfügbar, ist das Bun-
desamt für Seeschifffahrt und Hydrographie zu infor-
mieren. 
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§ 3

Die Zentrale Kontaktstelle des Bundes bei der Wasser- 
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes leitet die bei ihr 
nach Regel 9 Absatz 2.1 von Kapitel XI-2 der Anlage des 
SOLAS-Übereinkommens eingehenden Daten bei Vor-
liegen triftiger Gründe im Sinne von Regel 9 Absatz 2.4 
des gleichen Kapitels an die Wasserschutzpolizei-Leit-
stelle in Cuxhaven. Die datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen bleiben davon unberührt. 

§ 4

Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 
kann der Wasserschutzpolizei des Landes Nordrhein-
Westfalen im Rahmen des § 1 Ermittlungs- und Voll-
zugsaufträge erteilen. Für die Art der Ausführung des 
Auftrags ist alleine die Wasserschutzpolizei des Landes 
Nordrhein-Westfalen verantwortlich.

§ 5

Sofern im Rahmen von § 1 dieser Vereinbarung eine 
Maßnahme nach Regel 9 Absatz 1.3 oder Regel 9 Absatz 
2.5 des Kapitels XI-2 der Anlage des SOLAS-Überein-
kommens oder eine minderschwere Maßnahme getroffen 
wird, sind das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie sowie die Zentrale Kontaktstelle des Bundes 
unverzüglich zu unterrichten. 

§ 6

(1) Die Kosten der Durchführung der Aufgaben nach 
dieser Vereinbarung werden nach Maßgabe einer geson-
derten Vereinbarung über die Kostenerstattung zwischen 
dem Bund und dem Land Nordrhein-Westfalen vom 
Bund erstattet. Die Vereinbarung über die Kostenerstat-
tung bestimmt die zu berücksichtigenden Kostentat-
bestände. Die dort vorgegebene Anzahl der Personal-
stunden für den Personaleinsatz wird im Zwei-Jahres-
Rhythmus, erstmals zum 01. Januar 2010, überprüft.

(2) Für Schäden, die dem Bund aufgrund fehlerhaften 
Verhaltens von Bediensteten des Landes Nordrhein-
Westfalen selbst entstehen oder die er gegenüber Dritten 
zu ersetzen hat, leistet Land Nordrhein-Westfalen in 
dem Umfang Ersatz, wie es seinerseits bei entsprechen-
den Schäden im eigenen Aufgabenbereich haftet oder 
nach den maßgeblichen Vorschriften und Anwendungs-

grundsätzen von seinen Bediensteten Ersatz verlangen 
kann.

§ 7

(1) Diese Vereinbarung tritt nach abschließender Unter-
zeichnung und Erfüllung der nach der Verfassung für 
das Land Nordrhein-Westfalen zusätzlich erforderlichen 
Voraussetzungen in Kraft. Das Land Nordrhein-West-
falen, vertreten durch das Innenministerium, setzt das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung von der Erfüllung der nach Landesverfassung erfor-
derlichen Voraussetzungen umgehend in Kenntnis.

(2) Diese Vereinbarung gilt zunächst bis zum 31. Dezem-
ber 2009. Bis zu diesem Zeitpunkt kann das Abkommen 
zum 31. Dezember 2009 gekündigt werden, ansonsten 
verlängert sich dessen Geltungsdauer um fünf Jahre. Die 
Geltungsdauer verlängert sich in der Folgezeit um 
jeweils fünf Jahre, sofern nicht zwölf Monate vor deren 
Ablauf gekündigt wird.

Bonn, den 8. Oktober 2007

Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung

Leiter der Abteilung
Wasserstraßen und Schifffahrt

Bernd  T ö r k e l

Düsseldorf, den 21. November 2007

Für das
Land Nordrhein-Westfalen

Namens des Ministerpräsidenten

Der Innenminister

In Vertretung

Karl Peter  B r e n d e l

– GV. NRW. 2008 S. 343
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